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BGH 13 1 0 0 0 0 0 0 9 1 5 1 2 0 2 0 43 8 21 13

Bamberg 1.213 382 0 0 929 308 669 240 235 62 25 6 2.521 889 37 35

Berlin 3.985 1.345 3.694 1.201 25 16 266 128 3.397 1.166 2.861 998 485 157 51 11 15.096 5.552 23 21

Brandenburg 864 331 829 310 4 3 31 18 641 254 444 186 175 59 22 9 2.060 796 31 32

Braunschweig 744 224 698 203 8 6 38 15 561 183 401 145 137 35 23 3 1.622 590 35 31

Bremen 765 221 765 221 612 187 476 156 119 28 17 3 1.725 610 35 31

Celle 2.641 830 0 0 0 0 0 0 1.994 652 1.416 487 509 152 69 13 5.682 2.091 35 31

Düsseldorf 3.705 1.118 3.377 975 55 34 273 109 2.981 958 2.344 815 563 129 74 14 13.441 5.147 22 19

Frankfurt 4.794 1.691 4.315 1.460 21 12 458 219 3.941 1.446 3.166 1.213 697 221 78 12 20.144 8.157 20 18

Freiburg 1.552 438 0 0 1.202 364 891 297 272 60 39 7 3.327 1.200 36 30

Hamburg 2.556 827 2.313 697 39 21 204 109 2.556 827 2.209 738 320 87 27 2 11.642 4.467 22 19

Hamm 6.210 1.822 5.873 1.666 41 22 296 134 4.579 1.529 3.163 1.107 1.201 293 215 129 13.010 4.610 35 33

Karlsruhe 1.828 571 1.716 512 13 7 99 52 1.440 484 1.093 402 306 77 41 5 4.524 1.700 32 28

Kassel 750 231 713 220 2 1 35 10 569 187 413 149 131 32 25 6 1.650 610 34 31

Koblenz 1.505 425 1.428 390 9 4 68 31 1.075 334 709 246 302 80 64 8 3.133 970 34 34

Köln 4.070 1.235 3.767 1.095 41 22 262 118 4.070 1.235 2.607 873 1.214 314 249 48 13.028 4.912 31 25

Mecklenburg-Vorpommern 655 181 637 173 5 2 13 6 471 141 309 104 140 34 22 3 1.236 393 38 36

München 6.554 2.473 6.005 2.182 43 24 506 267 5.450 2.139 4.437 1.825 922 293 91 21 23.196 9.591 23 22

Nürnberrg 2.116 731 1.980 667 14 4 122 60 1.615 577 1.163 438 403 127 49 12 4.734 1.935 34 30

Oldenburg 1.473 463 1.412 433 10 4 51 25 1.113 348 712 243 342 95 59 10 2.538 921 44 38

Saarbrücken 583 198 554 122 2 2 27 13 448 162 327 127 107 33 14 2 1.338 494 33 33

Sachsen 2.025 675 1.965 637 9 7 60 31 1.557 532 1.130 401 386 119 41 12 4.250 1.529 37 35

Sachsen-Anhalt 693 225 0 0 0 0 0 0 519 178 371 138 122 33 26 7 1.356 464 38 38

Schleswig-Holstein 1.667 483 1.594 449 3 2 70 32 1.667 483 887 317 678 154 102 12 3.593 1.258 46 38

Stuttgart 2.764 881 2.497 742 57 29 210 110 2.226 729 1.709 586 466 132 51 11 7.833 2.924 28 25

Thüringen 785 248 0 0 594 192 423 140 151 48 20 4 1.606 547 37 35

Tübingen 1.014 295 0 0 0 0 0 0 755 237 528 184 195 48 32 5 1.943 686 39 35

Zweibrücken 653 209 0 0 1 1 28 13 465 158 304 114 134 37 27 7 1.276 456 36 35

Bundesgebiet gesamt 58.177 18.754 46.132 14.355 402 223 3.117 1.500 47.436 15.991 35.167 12.670 10.714 2.939 1.555 382 167.547 63.507 28,31 25,18

Vorjahr 2025 58.655 18.608 46.148 15.397 34.961 12.437 9.877 2.720 1.310 240 166.504 62.514 27,72 24,60

Veränderung absolut -478 146 1.288 594 206 233 837 219 245 142

Veränderung in % -0,81% 0,78% 2,79% 3,86% 0,59% 1,87% 8,47% 8,05% 18,70% 59,17%

RAK

Rechtsanwälte 2026

(*) Differenzierung nach Zulassungsarten seit 2025; keine Differenzierung gemeldet von RAKn BGH, Bamberg, Bremen, Celle, Freiburg, Sachsen-Anhalt, Thüringen, Tübingen und Zweibrücken

Anteil Fachanwälte
in %

Fachanwälte vs. RAe gesamt
(vgl. Mitgliederstatistik)

Fachanwälte (Personen)

gesamt
FA mit 

nur 1 Titel
FA mit 

nur 2 Titeln
FA mit

nur 3 Titeln

Fachanwaltstitel nach Fachgebieten 

gesamt RA * Syndikus-RA *
RA+

Syndikus-RA *

Abb. 2: Verteilung der Fachanwälte nach Rechtsanwaltskammern zum 1.1.2026

DER STAR-BERICHT 2025
DIE STRUKTURELLE UND WIRTSCHAFTLICHE LAGE DER RECHTSANWALTSCHAFT

NICOLE GENITHEIM, M.A., UND DIPL.-SOZW. KERSTIN EGGERT*

* Die Autorinnen Genitheim und Eggert sind wissenschaftliche Mitarbeiterinnen und
Studienleiterinnen beim Institut für Freie Berufe (IFB) an der Universität Erlangen-
Nürnberg.

Seit 1993 lässt die BRAK in regelmäßigen Abständen
vom Institut für Freie Berufe (IFB) detaillierte Daten zur
deutschen Anwaltschaft erheben. Das hierfür ins Leben
gerufene Projekt „Statistisches Berichtssystem für
Rechtsanwälte (STAR)“ liegt aktuell mit STAR 2025 in
seiner 22. Ausführung vor, wobei diesmal das Augen-
merk auf der wirtschaftlichen Situation der Rechtsan-
wältinnen und Rechtsanwälte1

1 Um einen besseren Lesefluss zu ermöglichen, wird im vorliegenden Artikel im Fol-

genden weitestgehend auf die Nennung beider Geschlechter bzw. das Gendern
(Anwält*innen etc.) verzichtet und männliche Berufs- bzw. Funktionsbezeichnungen
verwendet. Natürlich ist, wenn nicht anders erwähnt, immer von beiden Geschlech-
tern die Rede.

lag.

Im Rahmen dieses Beitrags werden die wesentlichen
Eckpunkte der Untersuchungsergebnisse der aktuellen
Befragung dargestellt. Dabei werden zunächst ausge-
wählte Strukturparameter näher betrachtet, bevor auf
die Entwicklung der persönlichen Einkommenssituation
der selbstständigen und beschäftigten Rechtsanwälte
eingegangen wird. Zum Abschluss wird noch ein Über-
blick über das Stimmungsbild innerhalb der Anwalt-
schaft gegeben.
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I. STAR 2025 AUF EINEN BLICK

STAR 2025 stellt die 22. Befragung zur Erhebung des
Statistischen Berichtssystems für Rechtsanwälte dar
und wurde zwischen Mitte Mai und Mitte September
des Jahres 2025 erhoben. Diesmal beschäftigt sich die
Erhebung hauptsächlich mit der wirtschaftlichen Situa-
tion der selbstständigen und beschäftigten Rechtsan-
wälte sowie der Rechtsanwaltskanzleien. Hierbei bezie-
hen sich die Antworten zu den wirtschaftlichen Aspek-
ten der Rechtsanwälte und der Kanzleien auf das Wirt-
schaftsjahr 2024.

STAR 2025 war als reine Online-Befragung gestaltet.
Dazu eingeladen wurden die Berufsträger auf der
Homepage bzw. im Newsletter der Bundesrechtsan-
waltskammer sowie über die jeweiligen regionalen
Rechtsanwaltskammern. Diese hatten die Möglichkeit,
den Zugangslink zur Umfrage entweder auf ihrer
Homepage und/oder in ihrem regelmäßigen Newslet-
ter zu veröffentlichen und/oder ihn über das besondere
elektronische Anwaltspostfach an ihre Mitglieder zu
verschicken. An der aktuellen Erhebung beteiligten sich
die Kammern Bamberg, Berlin, Brandenburg, Braun-
schweig, Bremen, Celle, Düsseldorf, Frankfurt, Freiburg,
Hamburg, Hamm, Karlsruhe, Kassel, Koblenz, Köln,
Mecklenburg-Vorpommern, München, Nürnberg, Ol-
denburg, Saarbrücken, Sachsen, Sachsen-Anhalt,
Schleswig-Holstein, Stuttgart, Thüringen, Tübingen und
Zweibrücken.2

2 Hinzu kommen Berufsträger, die im Rahmen der vorherigen STAR-Erhebung anga-
ben, wieder an der Befragung teilnehmen zu wollen und aufgrund dessen Adress-
daten hinterlegten. Diese wurden direkt durch das IFB angeschrieben und über die
erneute Befragung informiert.

Hinzu kamen im Erhebungszeitraum je
nach Kammer eine oder mehrere Erinnerungsaktionen.
Für die Auswertung konnten schließlich insgesamt
3.596 auswertbare Fragebögen berücksichtigt werden.
Angesichts der langen Laufzeit des Projekts, aber auch
im Vergleich mit anderen Erhebungen dieser Art ist der
erreichte Rücklauf als gut einzustufen. An dieser Stelle
soll den Teilnehmenden und Kammern recht herzlich für
Ihre Unterstützung und Zeit gedankt werden.

II. STRUKTUR DER ANWALTSCHAFT

Im Folgenden wird die Struktur der Teilnehmenden an
STAR 2025 genauer dargestellt. Hierbei liegt das Au-
genmerk neben den Entwicklungen seit der letzten
STAR-Erhebung mit wirtschaftlichem Schwerpunkt vor
allem auf geschlechtsbedingten und geografischen Un-
terschieden.

1. BERUFLICHE STELLUNG
Bei Betrachtung der beruflichen Stellung wird zwischen
selbstständigen Anwälten, angestellt Tätigen und Syndi-
kusrechtsanwälten unterschieden. Die Verteilung der
Teilnehmenden auf die genannten Tätigkeitsformen äh-
nelt der STAR-Erhebung 2023 stark. Der Großteil der Be-

fragten ist als selbstständiger Rechtsanwalt tätig. Aus-
schließlich Selbstständige machen bundesweit einen
Anteil von rund 45 Prozent der Befragten aus; überwie-
gend selbstständig sind weitere 12 Prozent. Ebenfalls
wie in STAR 2023 folgen darauf anteilsmäßig angestell-
te Anwälte und Syndici. Die (vorwiegend oder
zu 100 Prozent) angestellten Kollegen stellen rund
18 Prozent der Teilnehmenden, und Syndici haben einen
Anteil von 16,5 Prozent. Dabei zeigen sich deutliche Un-
terschiede zwischen den Bundesgebieten sowie bei
einer geschlechtsspezifischen Betrachtung. So fällt in
den ostdeutschen Bundesländern der Anteil der aus-
schließlich selbstständig tätigen Rechtsanwälte mit et-
wa 56 Prozent merklich höher aus als in den westdeut-
schen Bundesländern, in denen dieser Wert bei 43 Pro-
zent liegt. Während angestellte Rechtsanwälte in den
alten und neuen Bundesländern anteilsmäßig in etwa
gleich häufig vertreten sind, zeigt sich bei den Syndikus-
rechtsanwälten ein gegenteiliges Bild: Ihr Anteil ist mit
18 Prozent in den westdeutschen Ländern höher als in
Ostdeutschland; dort beträgt ihr Anteil nur knapp
9 Prozent.

Die Differenzierung nach Geschlecht ergibt außerdem,
dass Frauen im Vergleich zu Männern häufiger als be-
schäftigte Arbeitnehmer tätig sind. So arbeiten 25 Pro-
zent der weiblichen Befragten, aber nur 15 Prozent der
männlichen Teilnehmer überwiegend oder ausschließ-
lich als angestellter Anwalt; und auch unter den Syndi-
kusrechtsanwälten liegt der Frauenanteil mit 19 Pro-
zent etwas über dem Männeranteil von 15 Prozent. Bei
den Selbstständigen kann das umgekehrte Bild festge-
stellt werden. Knapp 50 Prozent der männlichen Berufs-
träger, aber nur rund 37 Prozent ihrer Kolleginnen sind
zu 100 Prozent selbstständig tätig. Diese Befunde konn-
ten ebenfalls in STAR 2023 in vergleichbarer Größen-
ordnung nachgewiesen werden. Auch die Anzahl der
Teilnehmer, die überwiegend oder ausschließlich in frei-
er Mitarbeiterschaft arbeiten, ist mit einem Anteil von
weniger als 2 Prozent unverändert gering.

2. KANZLEIFORM UND KANZLEIGRÖSSE
Bei der Betrachtung der Kanzleiform wird in erster Linie
zwischen Einzelkanzleien und Sozietäten unterschieden.
Diesbezüglich zeigt sich, dass mit knapp 67 Prozent der
Großteil der selbstständigen Befragten in einer Einzel-
kanzlei tätig ist, während 33 Prozent der Selbstständi-
gen den Anwaltsberuf in einer Sozietät ausüben. Auch
hier lassen sich gegenüber STAR 2023 kaum Verände-
rungen beobachten. Bei einem Vergleich zwischen den
neuen und alten Bundesländern ist im Osten ein noch-
mals höherer Anteil an Selbstständigen in Einzelkanzlei-
en – 73 Prozent – zu erkennen, wodurch der Anteil der
Selbstständigen in Sozietäten mit 27 Prozent niedriger
ausfällt. Auch diese Muster zeigten sich bereits in der
Erhebung von 2023 in sehr ähnlicher Ausprägung.

Wenn die befragten Rechtsanwälte angestellt in einer
Kanzlei tätig sind, ist dies meist innerhalb einer Sozietät
der Fall. Nur etwa 15 Prozent dieser Teilnehmenden ge-

AUFSÄTZE BRAK-MITTEILUNGEN 3/2026

173



ben bei STAR 2025 an, in einer Einzelkanzlei angestellt
tätig zu sein, während 85 Prozent in einer Sozietät ar-
beiten. Dabei ergibt die Differenzierung nach Bundes-
gebiet, dass der Anteil angestellter Anwälte in Einzel-
kanzleien mit rund 20 Prozent in den östlichen Kammer-
bezirken höher ausfällt als im Westen mit 13 Prozent.
Die Analyse der Daten zu STAR 2023 zeigt hier mit
einem Gesamtanteil von 11 Prozent der Angestellten in
Einzelkanzleien einen etwas niedrigeren Wert.

Hinsichtlich der Kanzleigröße weisen Einzelkanzleien –
nicht ganz unerwartet – überwiegend sehr kleine Kanz-
leistrukturen auf. So geben 42 Prozent der in STAR 2025
vertretenen Inhaber von Einzelkanzleien an, als Solo-
Selbstständige ohne weitere Mitarbeitende tätig zu sein.
Weitere 36,5 Prozent berichten von Kanzleigrößen zwi-
schen 1,5 und drei Personen. Somit bewegen sich knapp
80 Prozent der betrachteten Einzelkanzleien in einer eher
kleinen Struktur mit einem Inhaber und bis zu zwei Mitar-
beitenden. Größere Einzelkanzleien kommen deutlich sel-
tener vor; Kanzleien mit mehr als zehn tätigen Personen
machen lediglich 2 Prozent aus. Die Unterschiede zwi-
schen Kanzleien in den alten und neuen Bundesländern
sind dabei eher gering. Es fällt auf, dass in westlichen
Kammerbezirken mit 43 Prozent etwas mehr reine Inha-
berkanzleien ohne weitere Mitarbeitende ansässig sind
(Osten: 37 Prozent), während in ostdeutschen Einzel-
kanzleien dagegen mit 43 Prozent etwas häufiger 1,5 bis
drei Personen tätig sind (Westen: 35 Prozent).

Werden die Einzelkanzleien hinsichtlich der Anzahl der
dort tätigen Berufsträger analysiert, so findet sich in
84 Prozent ein einziger Berufsträger – der Inhaber
selbst. In 12 Prozent der Einzelkanzleien sind noch 1,5
bis drei Berufsträger (angestellt oder in freier Mitarbeit)
beschäftigt, während Kanzleien mit mehr als drei Be-
rufsträgern mit einem Anteil von rund 4 Prozent damit
eher die Ausnahme darstellen. Zwischen den West- und
Ost-Kammerbezirken lassen sich hierbei nur minimale,
kaum relevante Abweichungen beobachten. Und auch
gegenüber STAR 2023 sind eher geringe Veränderun-
gen zu verzeichnen.

Wie zu erwarten, zeigt sich bei der Betrachtung von So-
zietäten eine grundlegend andere Größenstruktur. So fin-
den sich in rund 59 Prozent und damit in deutlich mehr
als Hälfte der berücksichtigten Sozietäten über zehn täti-
ge Personen, wobei 39 Prozent sogar über mehr als 20
tätige Personen verfügen. Die Differenzierung nach Bun-
desgebiet bringt hier aber strukturelle Unterschiede ans
Licht. So sind die Größenstrukturen in westlichen Gebie-
ten von einer höheren Zahl tätiger Personen geprägt als
dies in östlicher Lage der Fall ist. Der Anteil von Sozietä-
ten mit über zehn tätigen Personen liegt in den alten
Bundesländern bei 61,5 Prozent, während er sich in den
neuen Bundesländern auf rund 47 Prozent beläuft. Ver-
glichen mit STAR 2023 fallen auch hier die jeweiligen
Verteilungen weitgehend ähnlich aus.

Werden bei den Sozietäten wiederum ausschließlich die
in der Kanzlei tätigen Berufsträger berücksichtigt, zeigt

sich, dass in 32 Prozent der Sozietäten bis zu drei Be-
rufsträger arbeiten, während insgesamt 48 Prozent auf
über drei bis zu 20 Anwälte zurückgreifen können. Auch
sehr große Sozietäten mit mehr als 20 Berufsträgern
sind immer noch mit einem Anteil von 20 Prozent in den
Daten vertreten. Erneut werden hier Unterschiede zwi-
schen den West- und Ost-Standorten deutlich. So sind
im Westen rund 34 Prozent der Sozietäten mit über
zehn Berufsträgern aufgestellt. Im Osten trifft dies auf
etwa 24 Prozent zu. Dafür ist hier der Anteil kleinerer
Sozietätsstrukturen, die höchstens drei Berufsträger
umfassen, mit 42 Prozent höher als im Westen, wo die-
ser bei 30 Prozent liegt.

3. ARBEITSZEIT
Zu ihrer durchschnittlichen Arbeitszeit je Woche im Jahr
2024 befragt, geben die Befragten im Mittel 43,4 Wo-
chenstunden an. Hierbei zeigen sich kaum Unterschie-
de zwischen West- und Ost-Kammern, sehr wohl aber
bei der Betrachtung nach Geschlecht. Mit 41,4 Stunden
pro Woche geben Rechtsanwältinnen eine etwas gerin-
gere mittlere Arbeitszeit als ihre männlichen Kollegen
an, die im Durchschnitt eine Wochenarbeitszeit von
44,5 Stunden nennen (vgl. Abb. 1).

Insgesamt arbeiteten 74 Prozent der Befragten im Jahr
2024 mindestens 40 Stunden pro Woche und bewegten
sich damit in einem klassischen Vollzeitumfang. Auffäl-
lig ist, dass der Bereich zwischen 20 und 39 Wochen-
stunden, der gängige Teilzeitmodelle umfasst, deutlich
von Frauen dominiert wird: 30 Prozent der Teilnehmerin-
nen fallen in diese Kategorie, während es bei den
männlichen Befragten nur knapp 17 Prozent sind. Um-
gekehrt sind Männer in den höheren Stundenumfängen
überrepräsentiert: 45 Prozent von ihnen arbeiteten
50 Stunden oder mehr pro Woche, bei den Frauen liegt
dieser Anteil bei knapp 30 Prozent (vgl. Abb. 1). Ähn-
liches konnte bereits im Rahmen von STAR 2023 und
früheren Untersuchungen gezeigt werden. Dabei ist
nach wie vor anzunehmen, dass sich die Themen Famili-
enplanung und Kinderbetreuung in der Arbeitszeit nie-
derschlagen.

Selbstständig tätige Anwälte kommen bundesweit mit
durchschnittlich 45,1 Wochenstunden auf die höchsten
Werte, während angestellt tätige Kollegen mit
42,5 Stunden und Syndici mit 41,0 Stunden etwas nied-
riger liegen. Dabei zeigen sich auch bei der Differenzie-
rung nach beruflicher Stellung nur eher geringfügige
Abweichungen zwischen den alten und neuen Bundes-
ländern; und im Vergleich zu STAR 2023 sind die Unter-
schiede ebenfalls nur marginal.

4. SPEZIALISIERUNG
Spezialisierung und Fachanwaltstitel sind auch weiter-
hin ein wichtiger Aspekt der juristischen Expertise und
werden zunehmend nachgefragt.3

3 S. dazu im Detail Wohlfeld, BRAK-Mitt. 2026, 168 (in diesem Heft).

So geben im Rahmen
von STAR 2025 nur knapp 16 Prozent der Befragten an,
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Männer: 44,5 h

Frauen:  41,4 h

Gesamt: 43,4 h

Quelle: STAR 2025

Abb. 1: Verteilung der befragten Rechtsanwälte nach Wochenarbeitszeit 2024 und Geschlecht (in %)

weder spezialisiert zu sein noch über einen Fachan-
waltstitel zu verfügen. Damit sind insgesamt 84 Prozent
der Rechtsanwälte auf ein oder mehrere Rechtsgebiete
spezialisiert und/oder verfügen über einen bzw. mehre-
re Fachanwaltstitel. Die Analyse der Daten aus STAR
2023 zeigt nur leicht niedrigere Werte; damals teilten
83 Prozent der dort Teilnehmenden mit, spezialisiert
oder Fachanwalt zu sein.

Während es kaum Unterschiede nach Bundesgebiet
oder Geschlecht gibt, fällt allerdings auf, dass bei den
jüngeren Anwälten der Anteil der Berufsträger, die über
einen Fachanwaltstitel verfügen, im Vergleich zur vo-
rangegangenen Erhebung zugenommen hat. Aktuell
geben 15 Prozent der Befragten bis 35 Jahre an, einen
solchen Titel zu führen; in der Altersgruppe der über 35-
bis 45-Jährigen liegt der Anteil bereits bei 43 Prozent.
In der Vorerhebung lagen diese Werte noch bei 10 Pro-
zent bzw. 39 Prozent. Dies deutet darauf hin, dass Fach-
anwaltschaften inhaltlich sowie als Differenzierungs-
merkmal gegenüber den Mandanten offenbar eine stei-
gende Wichtigkeit zugeschrieben wird. Gerade der zu-
nehmende Anteil jüngerer Berufsträger, die die Kosten
und zeitlichen Herausforderungen der Fachanwaltslehr-
gänge in Kauf nehmen, lässt hierauf schließen.

III. DIE PERSÖNLICHE WIRTSCHAFTLICHE
SITUATION

Im Rahmen von STAR werden neben den kanzleibezoge-
nen Daten insb. auch die persönlichen Wirtschaftsdaten
der Rechtsanwälte untersucht. Die aktuelle Befragung
bezieht sich dabei auf das Wirtschaftsjahr 2024. Diese
persönlichen Daten sollen im Folgenden näher betrach-
tet werden, wobei sie mit den Ergebnissen der vorange-
gangen STAR-Befragung aus dem Jahr 2023, in der die

Daten für das Wirtschaftsjahr 2022 erhoben wurden,
verglichen werden. Im Zentrum der Betrachtung stehen
die selbstständigen Berufsträger. Für sie werden die
persönlichen Umsätze4

4 Der Umsatz wird ohne Mehrwertsteuer und ohne Anderkonten ausgewiesen.

und Überschüsse5

5 Die Angaben beziehen sich auf die Überschüsse vor Steuern. Die Begriffe Über-
schuss und Gewinn werden synonym verwendet.

ausgewie-
sen. Neben den Durchschnittswerten (arithmetisches
Mittel bzw. Mittelwert6

6 In den Abbildungen geben die Höhe der Balken und die dazugehörige Zahl das
arithmetische Mittel der dargestellten Daten an.

) werden in den Grafiken auch
die Mediane7

7 In den Grafiken stellt die kursiv geschriebene Zahl unter der Linie innerhalb der
Balken den Median dar.

präsentiert.

Das arithmetische Mittel errechnet sich aus der Summe
aller Werte (hier Stundensätze) dividiert durch die An-
zahl an Fällen, die für die Berechnung der Summe he-
rangezogen wurden. Jedoch können keine Aussagen
über die Verteilung getroffen werden. Hierzu müssen
weitere Maßzahlen, wie z.B. der Median betrachtet wer-
den (siehe Abb. 2 bis 4). Der Median ist der Wert, den
50 Prozent der Befragten über- und die andere Hälfte
unterschreiten. Es handelt sich um ein statistisches La-
gemaß, das bei der Bildung von Durchschnittswerten
eingesetzt wird, um die Effekte großer Streuungen und
extremer Datenwerte zu glätten. Der Median bietet bei
Wirtschaftsdaten eine gute Interpretationsgrundlage.
Die Ergebnisse für die neuen und alten Bundesländer
werden getrennt ausgewiesen, da nach wie vor erheb-
liche Unterschiede zwischen den anwaltlichen Einkom-
men in Ost- und Westdeutschland bestehen.

Aber auch die Einkommenssituation der angestellten
Rechtsanwälte sowie der Syndikusrechtsanwälte wird
dargelegt. Zu beachten gilt dabei stets, dass ausschließ-
lich die Gruppe der sog. „Vollzeit-Rechtsanwälte“ analy-
siert wurde: Vollzeit-Tätigkeit im Rahmen einer genann-
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ten beruflichen Stellung wird an dieser Stelle bei einer
Arbeitszeit (einschließlich Fort- und Weiterbildung) von
wöchentlich 40 Stunden oder mehr angenommen.8

8 Da es sich im Falle der Einkommensentwicklung um einen zusammenfassenden Ar-
tikel handelt, wird an dieser Stelle auf eine ausführliche Diskussion von Einkom-
mensunterschieden in Abhängigkeit von Merkmalen wie z.B. Geschlecht oder Alter
verzichtet, zumal dies auch den Rahmen des vorliegenden Beitrags sprengen wür-
de. Zu geschlechtsbezogenen Einkommensunterschieden auf Basis von STAR 2025
s. Nitschke, BRAK-Magazin 2/2026, 8.

An-
waltsnotare gehen nicht in die Analyse ein, da deren
Umsätze und Gewinne regelmäßig über denen der rein
rechtsanwaltlich tätigen Anwälte liegen und somit eine
Aufnahme der Anwaltsnotare in die Analyse zu verzerr-
ten Ergebnissen führen würde.

1. ENTWICKLUNG DER PERSÖNLICHEN
JAHRESUMSÄTZE BEI SELBSTSTÄNDIGEN
RECHTSANWÄLTEN
Der persönliche Honorarumsatz selbstständiger Voll-
zeit-Rechtsanwälte stieg im Jahresvergleich weiter an.
Im Wirtschaftsjahr 2024 erzielten sie bundesweit einen
durchschnittlichen persönlichen Honorarumsatz von
226 Tsd. Euro (gegenüber 219 Tsd. Euro in 2022; dies

entspricht einem Anstieg von etwa 3 Prozent). Dabei
treten z.T. deutliche Unterschiede bei der Einkommens-
höhe sowohl zwischen den Kanzleiformen als auch zwi-
schen West- und Ostdeutschland auf. Zudem verzeich-
nen einzelne untersuchte Gruppen im Vergleich zum
Jahr 2022 rückläufige Durchschnittsumsätze.

a) EINZELKANZLEIEN

Eine negative Umsatzentwicklung lässt sich bei den Ein-
zelkanzleien beobachten. Insgesamt betrachtet, sank
der durchschnittliche Jahresumsatz Vollzeit tätiger Be-
rufsträger in Einzelkanzleien im Jahr 2024 gegenüber
2022 um rund 5 Prozent von 190 Tsd. Euro auf 180 Tsd.
Euro. Diese Abnahme beruht auf der Umsatzminderung
westdeutscher Einzelkanzleien. Diese erwirtschafteten
verglichen mit dem Jahr 2022 (203 Tsd. Euro) durch-
schnittlich 8 Prozent weniger Umsatz und kamen 2024
somit auf 186 Tsd. Euro. In ostdeutschen Einzelkanzlei-
en nahmen die mittleren Jahreshonorarumsätze im
Jahr 2024 dagegen leicht um 2,5 Prozent von 157 Tsd.
Euro in 2022 auf 161 Tsd. Euro zu. Damit erzielten ost-
deutsche, in Einzelkanzleien tätige Vollzeit-Rechtsan-
wälte rund 87 Prozent des Umsatzniveaus ihrer west-
deutschen Kollegen (vgl. Abb. 2).

Abb. 2: Persönlicher Jahreshonorarumsatz und Jahresüberschuss von Vollzeit-Rechtsanwälten (ohne Anwaltsnotare)
in Einzelkanzleien im Jahresvergleich nach Bundesgebiet (in Tsd. Euro)
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Abb. 3: Persönlicher Jahreshonorarumsatz und Jahresüberschuss von Vollzeit-Rechtsanwälten (ohne Anwaltsnotare)
in lokalen Sozietäten im Jahresvergleich nach Bundesgebiet (in Tsd. Euro)

b) LOKALE SOZIETÄTEN

Die persönlichen Umsätze der Vollzeit tätigen Rechts-
anwälte in lokalen Sozietäten wuchsen 2024 im Ver-
gleich zum Wirtschaftsjahr 2022 für Gesamtdeutsch-
land um etwa 14 Prozent von durchschnittlich 254 Tsd.
Euro auf 289 Tsd. Euro. Dabei stiegen die persönlichen
Umsätze insb. in ostdeutschen lokalen Sozietäten: Dort
kamen die Vollzeit-Rechtsanwälte 2024 im Mittel auf
227 Tsd. Euro und damit auf 49 Prozent mehr Umsatz
als zwei Jahre zuvor (152 Tsd. Euro). Ihre Kollegen in lo-
kalen Sozietäten der alten Bundesländer hingegen
konnten im gleichen Zeitraum ihre persönlichen Jahres-
honorarumsätze nur um knapp 9 Prozent auf durch-
schnittlich 303 Tsd. Euro erhöhen. Somit konnten die
Vollzeit tätigen Anwälte in lokalen Sozietäten im Osten
Deutschlands im Mittel 75 Prozent der westdeutschen
Umsatzhöhe erwirtschaften. Der Ost-West-Vergleich
zeigt damit eine Verringerung der Umsatzunterschiede
zwischen den beiden Teilen Deutschlands: In STAR 2023
belief sich dieser Anteil noch auf lediglich 54 Prozent
(vgl. Abb. 3).

c) ÜBERÖRTLICHE SOZIETÄTEN

Bei den nachfolgenden Ausführungen zu den Umsätzen
(wie auch an späterer Stelle zu den Gewinnen) von Voll-

zeit-Rechtsanwälten in überörtlichen Sozietäten9

9 Die Zuordnung der überörtlichen Sozietäten zu den neuen und alten Bundeslän-
dern erfolgte über die Person, die den Fragebogen zur überörtlichen Sozietät aus-
gefüllt hat. Je nachdem, wo deren Zulassung zur Anwaltschaft bestand, wurde die
Sozietät in die Gruppe der ost- bzw. der westdeutschen Kanzleien aufgenommen.

ist zu
beachten, dass die Angaben zu den Wirtschaftsdaten
mit einem gewissen Vorbehalt zu bewerten sind: Zum
einen stellt die Gruppe der überregionalen Sozietäten
hinsichtlich der Fallzahl die kleinste der drei betrachte-
ten Kanzleiformen dar, zum anderen ist sie oftmals sehr
heterogen (z.B. hinsichtlich der Anzahl der Partner oder
der Standorte). Hierdurch zeigen sich häufig größere
Schwankungen im Jahresvergleich als bei den lokalen
Sozietäten und Einzelkanzleien, die z.T. auf den unter-
schiedlichen Stichprobenzusammensetzungen in den
einzelnen Befragungsjahren beruhen.10

10 Des Weiteren sollte bedacht werden, dass sich die Zusammensetzung der an der
STAR-Untersuchung teilnehmenden Kammern im Laufe der Jahre immer wieder ge-
ändert hat.

Auch in überörtlichen Sozietäten stiegen die persön-
lichen Honorarumsätze der Vollzeit tätigen Berufsträ-
ger im Jahresvergleich. Sie erzielten in 2024 im gesam-
ten Bundesgebiet einen mittleren Jahresumsatz von
401 Tsd. Euro und damit 22 Prozent mehr als im Jahr
2022, in dem sie auf durchschnittlich 329 Tsd. Euro ka-
men. Westdeutsche Vollzeit-Rechtsanwälte konnten in
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*

* Aussagekraft wegen geringer Fallzahl stark eingeschränkt 

Abb. 4: Persönlicher Jahreshonorarumsatz und Jahresüberschuss von Vollzeit-Rechtsanwälten (ohne Anwaltsnotare)
in überörtlichen Sozietäten im Jahresvergleich nach Bundesgebiet (in Tsd. Euro)

diesem Zeitraum ihren Jahreshonorarumsatz im Mittel
von 363 Tsd. Euro auf 426 Tsd. Euro steigern, was
einem Zuwachs von 17 Prozent gleichkommt. In ost-
deutschen überörtlichen Sozietäten nahmen die durch-
schnittlichen Jahresumsätze der Vollzeit tätigen Berufs-
träger im Durchschnitt um knapp 22 Prozent von
264 Tsd. Euro auf 321 Tsd. Euro zu. Damit weist der
Ost-West-Vergleich auf eine weitere, wenn auch eher
leichte Annäherung der Umsatzniveaus in beiden Lan-
desteilen hin. Erwirtschafteten ostdeutsche Vollzeit-
Rechtsanwälte in überörtlichen Sozietäten 2022 im
Mittel 73 Prozent der Höhe des durchschnittlichen Jah-
reshonorarumsatzes der westdeutschen Vergleichs-
gruppe, lag dieser Wert im Jahr 2024 bei 75 Prozent
(vgl. Abb. 4).

d) GESAMTSCHAU

Zusammenfassend ist mit Blick auf den persönlichen
Jahreshonorarumsatz Vollzeit tätiger Rechtsanwälte
festzuhalten, dass sowohl in west- als auch in ostdeut-
schen Kanzleien im Jahresvergleich überwiegend Um-
satzsteigerungen erzielt wurden. Eine Ausnahme bilden
Einzelkanzleien auf Bundesebene sowie in Westdeutsch-
land, in denen der persönliche Umsatz leicht rückläufig
war. Die Einkommensschere zwischen selbstständigen
Vollzeit- Anwälten in West- und Ostdeutschland besteht

zwar weiterhin zugunsten der westdeutschen Berufsträ-
ger, hat sich jedoch merklich verringert.

2. ENTWICKLUNG DER PERSÖNLICHEN
JAHRESÜBERSCHÜSSE
Die persönlichen Jahresüberschüsse der Vollzeit-Rechts-
anwälte in Deutschland insgesamt lagen im Wirt-
schaftsjahr 2024 bei durchschnittlich 123 Tsd. Euro
(2022: 107 Tsd. Euro; daraus ergibt sich ein Zuwachs
von rund 15 Prozent). Da auch hier – ähnlich wie bei
den persönlichen Jahresumsätzen – zum Teil deutliche
Unterschiede zwischen den Kanzleiformen und dem
Bundesgebiet auftreten, wird im Folgenden näher da-
rauf eingegangen.

a) EINZELKANZLEIEN

In Vollzeit arbeitende Berufsträger konnten im Wirt-
schaftsjahr 2024 in Einzelkanzleien einen durchschnitt-
lichen Überschuss von 104 Tsd. Euro erwirtschaften.
Damit erreichten sie im Vergleich zum Wirtschaftsjahr
2022, in dem sie im Mittel auf 96 Tsd. Euro kamen,
einen Zuwachs von 8 Prozent. Diese Steigerung ist in
erster Linie auf das Gewinnwachstum in westdeutschen
Einzelkanzleien zurückzuführen. Im Westen verzeichne-
ten in Vollzeit tätige Berufsträger dort einen Anstieg um
12 Prozent von 102 Tsd. Euro in 2022 auf 114 Tsd. Euro
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im Jahr 2024. Bei den ostdeutschen Vollzeit-Rechtsan-
wälten in Einzelkanzleien sank der mittlere persönliche
Überschuss in diesem Zeitraum sogar leicht um 2,5 Pro-
zent von 80 Tsd. Euro auf 78 Tsd. Euro. Damit erreichten
sie nur noch 68 Prozent des westdeutschen Niveaus,
während dieser Wert zwei Jahre zuvor immerhin bei
78 Prozent lag (vgl. Abb. 2).

b) LOKALE SOZIETÄTEN

In lokalen Sozietäten erwirtschafteten Vollzeit tätige Be-
rufsträger im Jahr 2024 bundesweit im Mittel einen Jah-
resüberschuss von 155 Tsd. Euro. Damit konnten diese
Rechtsanwälte ihr Einkommen im Vergleich zum Wirt-
schaftsjahr 2022, in dem sie bei durchschnittlich
135 Tsd. Euro Gewinn lagen, um 15 Prozent steigern.
Diese positive Entwicklung zeigt sich, wie auch schon
bei den Umsätzen, für lokale Sozietäten sowohl in den
neuen als auch in den alten Bundesländern. So erzielten
dort tätige Vollzeit-Anwälte im Westen Deutschlands
2024 einen durchschnittlichen Jahresüberschuss von
169 Tsd. Euro und damit im Mittel 11 Prozent mehr ge-
genüber dem Jahr 2022, als sie im Durchschnitt einen
Überschuss von 152 Tsd. Euro erwirtschafteten. Der
mittlere Jahresüberschuss von Vollzeit-Rechtsanwälten
in ostdeutschen lokalen Sozietäten erhöhte sich in die-
sem Zeitraum sogar um 44 Prozent von 71 Tsd. Euro auf
102 Tsd. Euro. Wie schon bei den Umsätzen lässt sich in
Ostdeutschland also auch bei den persönlichen Gewin-
nen ein deutliches Wachstum erkennen. Damit konnten
Vollzeit tätige Berufsträger in lokalen Sozietäten im Os-
ten 2024 immerhin 60 Prozent der Höhe des Jahresü-
berschusses ihrer westdeutschen Kollegen erzielen, wäh-
rend es 2022 lediglich 47 Prozent waren (vgl. Abb. 3).

c) ÜBERÖRTLICHE SOZIETÄTEN

Vollzeit tätige Berufsträger in überörtlichen Sozietäten
konnten im Vergleich der Wirtschaftsjahre 2022 und
2024 beim Jahresüberschuss einen Zuwachs von durch-
schnittlich 32 Prozent generieren und kamen dadurch
im Jahr 2024 auf einen persönlichen Gewinn von durch-
schnittlich 190 Tsd. Euro, während er 2022 im Schnitt
bei 144 Tsd. Euro lag. Dabei stieg der durchschnittliche
Jahresüberschuss bei westdeutschen Vollzeit-Rechtsan-
wälten um 13 Prozent von 172 Tsd. Euro im Jahr 2022
auf 194 Tsd. Euro in 2024. Ihre ostdeutschen Kollegen
verzeichneten in diesem Zeitraum zwar einen Anstieg
um 85 Prozent von 95 Tsd. Euro auf 176 Tsd. Euro, wo-
durch sie im Wirtschaftsjahr 2024 91 Prozent des mitt-
leren Jahresüberschusses ihrer westdeutschen Kollegen
erwirtschaften konnten. Allerdings soll an dieser Stelle
darauf hingewiesen werden, dass bei den ostdeutschen
Vollzeit-Berufsträgern in überörtlichen Sozietäten die
Fallzahlen diesmal sehr gering ausfallen. Damit ist die
Aussagekraft der Ergebnisse stark eingeschränkt, und
sie werden nur unter Vorbehalt berichtet (vgl. Abb. 4).11

11 An dieser Stelle sei nochmals auf die große Heterogenität der Gruppe der überört-
lichen Sozietäten hingewiesen. Dies kann – wie bereits weiter oben angemerkt –

ggf. zu größeren Schwankungen der Ergebnisse führen, als dies bei den anderen
Vergleichsgruppen der Fall ist.

d) GESAMTSCHAU

Zusammenfassend zeigt sich bei den persönlichen Jah-
resüberschüssen der Vollzeit-Rechtsanwälte ein insge-
samt positiveres Bild als bei den persönlichen Umsät-
zen. So haben etwa in Einzelkanzleien die durchschnitt-
lichen persönlichen Gewinne zugenommen, wohinge-
gen die persönlichen Umsätze sogar leicht gesunken
sind. In lokalen Sozietäten sind die persönlichen Über-
schüsse in ähnlichem Umfang wie die Umsätze gestie-
gen; in überörtlichen Sozietäten hingegen fallen die Zu-
wächse bei den Gewinnen stärker aus als bei den Um-
sätzen. Dabei zeigt der Ost-West-Vergleich, dass die
weiterhin bestehende Einkommensschere bei den Über-
schüssen deutlicher ausgeprägt ist als bei den Umsät-
zen.

3. ENTWICKLUNG DER EINKOMMENSSITUATION DER
NICHT-SELBSTSTÄNDIGEN RECHTSANWÄLTE
Im Folgenden wird auf die Einkommenssituation ange-
stellter Vollzeit-Rechtsanwälte sowie Vollzeit tätiger Syn-
dikusrechtsanwälte im Wirtschaftsjahr 2024 und im
Jahresvergleich zu 2022 eingegangen.12

12 Auf frei mitarbeitende Rechtsanwälte wird nicht näher eingegangen, da hier die
Fallzahl bei den Vollzeit Tätigen zu gering ausfällt, um belastbare Ergebnisse aus-
zuweisen. Auch insgesamt ist die Datengrundlage bei den freien Mitarbeitern mit
n=15, die Angaben zu ihrem Jahreshonorar gemacht haben, vergleichsweise klein.
Im Wirtschaftsjahr 2023 erzielten sie in der Gesamtbetrachtung für Deutschland
ein durchschnittliches Jahreshonorar von 58 Tsd. Euro.

Berücksichtigt
werden diejenigen Berufsträger, die ihre jeweilige Tätig-
keit ausschließlich ausüben und mindestens 40 Stunden
pro Woche arbeiten (einschließlich der Zeit für Fort- und
Weiterbildung).

a) ANGESTELLTE RECHTSANWÄLTE

In Vollzeit tätige angestellte Rechtsanwälte erzielten im
Wirtschaftsjahr 2024 ein durchschnittliches Jahresbrut-
toeinkommen (Gehälter mit dreizehntem Gehalt und
freiwilligen betrieblichen Leistungen) von 87 Tsd. Euro.
Damit sanken die Einkommen dieser Berufsträger im
Vergleich zum Jahr 2022, in dem die Jahresbruttoge-
hälter im Mittel bei 90 Tsd. Euro lagen, leicht um 3 Pro-
zent.

Die Einkommenshöhe angestellter Rechtsanwälte weist
allerdings deutliche Unterschiede hinsichtlich der Kanz-
leiform, in der der Berufsträger beschäftigt ist, sowie
hinsichtlich der Region, in der sich die Kanzlei befindet,
auf. Generell kann festgestellt werden, dass das Jahres-
einkommen mit der Kanzleigröße steigt und zudem an-
gestellte Berufsträger in Westdeutschland immer noch
höhere Einkünfte erzielen als ihre Kollegen im Osten
Deutschlands.

Im Westen erhielten Vollzeit angestellt tätige Berufsträ-
ger im Wirtschaftsjahr 2024 durchschnittlich 92 Tsd.
Euro und lagen damit um 2 Prozent unter dem Wert des
Jahres 2022 (94 Tsd. Euro). In Ostdeutschland hinge-
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gen konnten sie 2024 ihr Jahresbruttoeinkommen im
Vergleich zum Wirtschaftsjahr 2022 von 60 Tsd. Euro
auf 69 Tsd. Euro um 15 Prozent steigern.

Die Betrachtung nach Kanzleiform zeigt folgendes Bild:
In Einzelkanzleien angestellte Vollzeit-Rechtsanwälte er-
zielten im Jahr 2024 im Mittel 64 Tsd. Euro, während
sie 2022 bei 58 Tsd. Euro lagen. Dies entspricht einem
Anstieg von 10 Prozent. In westdeutschen Einzelkanzlei-
en hatten die angestellt tätigen Berufsträger 2024 ein
durchschnittliches Jahresbruttoeinkommen von 67 Tsd.
Euro und damit 6 Prozent mehr als in 2022 (63 Tsd. Eu-
ro). Ihre Kollegen in Ostdeutschland kamen 2024 auf
ein Jahresbruttoeinkommen von durchschnittlich
58 Tsd. Euro. Sie konnten damit ihr Einkommen im Ver-
gleich zum Jahr 2022, in dem sie im Mittel auf 44 Tsd.
Euro Jahresgehalt kamen, um 32 Prozent steigern. An
dieser Stelle sollte allerdings hinzugefügt werden, dass
2022 die Aussagekraft des Ergebnisses aufgrund einer
sehr geringen Fallzahl stark eingeschränkt war.

Das mittlere Bruttoeinkommen in Sozietäten beschäftig-
ter Vollzeit-Rechtsanwälte lag deutlich über den in Ein-
zelkanzleien erzielten Beträgen. So erwirtschafteten
Vollzeit angestellte Berufsträger in Sozietäten bundes-
weit ein durchschnittliches Jahreseinkommen von
92 Tsd. Euro. Damit blieb ihr Jahresgehalt im Vergleich
zum Wirtschaftsjahr 2022 (ebenfalls 92 Tsd. Euro) un-
verändert. Im Westen Deutschlands kamen angestellte
Vollzeit-Rechtsanwälte in Sozietäten im Mittel auf
96 Tsd. Euro. Hier zeigt sich gegenüber 2022 (97 Tsd.
Euro) ein leichter Rückgang um 1 Prozent. In Ost-
deutschland konnten Vollzeit angestellte Berufsträger
2024 ein mittleres Jahreseinkommen von 74 Tsd. Euro
erzielen. Im Vergleichsjahr 2022 bewegte sich ihr
durchschnittliches Jahresgehalt bei niedrigeren 63 Tsd.
Euro, was im Jahresvergleich einem Zuwachs von
17 Prozent gleichkommt.

b) SYNDIKUSRECHTSANWÄLTE

Vollzeit tätige Syndikusrechtsanwälte erzielten im Wirt-
schaftsjahr 2024 ein durchschnittliches Bruttoeinkom-
men von 132 Tsd. Euro, während sie 2022 bei 127 Tsd.
Euro lagen. Somit wuchs ihr mittleres Einkommen im
Jahresvergleich um 4 Prozent. Dabei erwirtschafteten
Vollzeit-Syndici im Westen Deutschlands 2024 im
Schnitt ein Jahresbruttoeinkommen von 134 Tsd. Euro.
Ausgehend von 129 Tsd. Euro im Jahr 2022 entspricht
dies einem Zuwachs von ebenfalls 4 Prozent. In den
neuen Bundesländern fiel die Steigerung deutlich grö-
ßer aus: Hier kletterten die Bezüge im selben Zeitraum
um 19 Prozent von 86 Tsd. Euro 2022 auf nunmehr
102 Tsd. Euro im Jahr 2024.

c) GESAMTSCHAU

Zusammenfassend kann im Hinblick auf die Jahresein-
kommen der angestellten und in Vollzeit tätigen Rechts-
anwälte und Syndikusrechtsanwälte konstatiert wer-
den, dass die durchschnittlichen Einkünfte in 2024 im

Vergleich zum Wirtschaftsjahr 2022 bei den betrachte-
ten Vergleichsgruppen gewachsen sind. Dennoch beste-
hen bei den beschäftigten Rechtsanwälten – wie auch
bei ihren selbstständigen Kollegen – nach wie vor zum
Teil deutliche Einkommensunterschiede zwischen West
und Ost zu Gunsten westdeutscher Berufsträger, ob-
wohl sich die Gehälter der neuen Bundesländer dem
West-Niveau durchaus weiter angenähert haben.

IV. BEURTEILUNG DER PERSÖNLICHEN LAGE

Ziel der STAR-Befragung ist es, nicht nur wirtschaftliche
Kennzahlen zu ermitteln, sondern auch die Stimmung
innerhalb der Anwaltschaft abzubilden.

So sollten die teilnehmenden Rechtsanwälte zunächst
für das Jahr 2023 ihre berufliche und wirtschaftliche La-
ge einschätzen. Dabei berichtete mit 66 Prozent eine
deutliche Mehrheit der Befragten, dass dieses Jahr für
sie persönlich beruflich und wirtschaftlich ihren Erwar-
tungen entsprechend verlaufen ist. Für weitere 20 Pro-
zent ist das Wirtschaftsjahr erfolgreicher ausgefallen
als vorab gedacht, während es bei einem vergleichswei-
se kleinen Anteil von 14 Prozent weniger erfolgreich
war als angenommen. Bei einer Betrachtung nach Bun-
desgebiet zeigen sich nur geringfügige Abweichungen
zwischen westdeutschen Berufsträgern und ihren ost-
deutschen Kollegen.

Das folgende Jahr 2024 wurde von den teilnehmenden
Rechtsanwälten überwiegend besser bewertet als das
Vorjahr. So gaben etwa 41 Prozent an, dass dieses Jahr
für sie in beruflicher und wirtschaftlicher Hinsicht bes-
ser als 2023 verlaufen ist. 42 Prozent teilten eine ähn-
liche Lage wie in 2023 mit, während 17 Prozent eine
Verschlechterung gegenüber 2023 berichteten. Dabei
schätzen Berufsträger in Sozietäten ihre Situation in
2024 im Vergleich zum Vorjahr insgesamt gesehen et-
was positiver ein als Rechtsanwälte in Einzelkanzleien.

Für das Jahr 2025, das zum Zeitpunkt der Befragung
bzw. der Teilnahme daran bereits teilweise – zwischen
etwa einem Viertel und mehr als einem halben Jahr –
verstrichen war, zeigten sich die Befragten zudem
durchaus optimistisch. So erklärten 34 Prozent, mit
2025 ein besseres Wirtschaftsjahr als 2024 zu erwar-
ten, während knapp 49 Prozent von einer gleichbleiben-
den Lage ausgingen. Damit waren 17 Prozent der Teil-
nehmenden der Ansicht, dass dieses Jahr für sie in wirt-
schaftlicher und beruflicher Hinsicht schlechter als das
Vorjahr ausfallen würde.

Dabei sollte allerdings stets bedacht werden, dass es
sich um eine Selbsteinschätzung handelt, dies aber
nicht zwingend die real-wirtschaftliche Kanzleisituation
abbilden muss.

GENITHEIM/EGGERT, DER STAR-BERICHT 2025
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V. FAZIT

Die aktuelle STAR-Erhebung bestätigt erneut, dass die
wirtschaftlichen Bedingungen innerhalb der deutschen
Anwaltschaft ausgesprochen unterschiedlich sind. So be-
stehen nach wie vor merkliche Einkommensdifferenzen
zwischen Rechtsanwälten in den alten und neuen Bun-
desländern: Sowohl selbstständige als auch angestellte
Rechtsanwälte oder Syndici erzielten im Westen Deutsch-
lands teilweise deutlich höhere Einkünfte als ihre Kolle-
gen im Osten. Auch die Kanzleiform beeinflusst das Ein-
kommen, wobei in Sozietäten die Einkünfte in der Regel
höher ausfallen als in Einzelkanzleien. Die STAR-Erhebung
ergab wiederum Hinweise auf nach wie vor bestehende
Einkommensunterschiede zwischen Männern und Frauen

im Beruf des Rechtsanwalts13

13 Zu geschlechtsspezifischen Einkommensunterschieden auf Basis von STAR 2025 s.
Nitschke, BRAK-Magazin 2/2026, 8.

sowie Einkommensunter-
schiede in Abhängigkeit vom Kanzleialter. Wie bereits er-
wähnt, wurden diese Aspekte aufgrund des Übersichts-
charakters des vorliegenden Artikels hier ausgeklammert.

Trotz dieser Einkommensunterschiede, die auf verschie-
dene Faktoren zurückzuführen sind, ergab die STAR-Be-
fragung, dass in der Gesamtheit der deutschen Anwalt-
schaft eine überwiegend positive Grundhaltung vor-
herrscht. Sowohl rückblickend auf das vergangene Wirt-
schaftsjahr als auch mit Blick auf die kommenden Ent-
wicklungen berichten die Befragten mehrheitlich von
Verbesserungen oder zumindest stabilen Verhältnissen.

DIE ENTWICKLUNG DES VERGÜTUNGSRECHTS 2025/2026
RECHTSANWALT DIRK HINNE*

* Der Autor ist Rechtsanwalt und Fachanwalt für Medizinrecht, für Sozialrecht und
für Versicherungsrecht in Dortmund. Er ist Vorsitzender des BRAK-Ausschusses
Rechtsanwaltsvergütung.

In seinem jährlichen Berichtsaufsatz gibt der Autor
einen Überblick über die wichtigsten Entwicklungen im
anwaltlichen Vergütungsrecht. Nachdem im letzten Be-
richt (BRAK-Mitt. 2025, 200) die Gebührenanpassung
durch das Kosten- und Betreuervergütungsrechtsände-
rungsgesetz (KostBRÄG) 2025 wesentliches Thema war,
hat sich die Rechtsprechung zuletzt vornehmlich den
Regelungen zur Vergütungsvereinbarung angenom-
men. Das korrespondiert damit, dass das RVG in vielen
Bereichen durch die nicht ausreichenden Anpassungen
2021 und 2025 als nicht mehr auskömmlich angese-
hen wird – eine bedenkliche Entwicklung, weil das RVG
entgegen seiner ausdrücklichen Zielrichtung damit für
die Mandanten, die nicht in der Lage sind, Vergütungs-
vereinbarungen abzuschließen, nicht mehr den Zugang
zum Recht sichert.

I. FORM UND AUSLEGUNG VON VERGÜTUNGS-
VEREINBARUNGEN

Mit den formellen Voraussetzungen für die Vergütungs-
vereinbarung und der Ermittlung deren Inhalts, sowie
den Grenzen für Vergütungsvereinbarungen befasst
sich ein Urteil des BGH aus dem Februar 2026.1

1 BGH, Urt. v. 19.2.2026 – IX ZR 226/22, BRAK-Mitt. 2026, 143.

In dem zu entscheidenden Fall hatten die Parteien eine
Mandatsvereinbarung und eine Vergütungsvereinba-
rung getroffen. Nach der Mandatsvereinbarung sollten
die Rechtsanwälte die Mandantschaft bei auftretenden

Rechtsfragen unterstützen und die Prozessführung
übernehmen. Parallel dazu schlossen die Parteien eine
Vergütungsvereinbarung „in Sachen C ./. P“, nach der
eine Zeitvergütung geschuldet wurde. Zu diesem Zeit-
punkt war bereits ein gerichtlicher Rechtsstreit zwi-
schen der Mandantschaft und P anhängig. Streitgegen-
ständlich waren im Vergütungsrechtsstreit die Zeitver-
gütung für die Berufungsinstanz und die Rückforderung
des gezahlten Zeithonorars für die erste Instanz.

1. TEXTFORMERFORDERNIS
Landgericht und Oberlandesgericht vertraten die An-
sicht, dass das Textformerfordernis sich auch auf die Be-
schreibung der Gegenstände erstrecke, die von der Ver-
gütungsvereinbarung erfasst werden sollen. Sie waren
der Auffassung, dass weder der Auftrag noch etwaige
Folgeangelegenheiten ausreichend bezeichnet worden
seien, so dass dem Textformerfordernis nicht Genüge
getan sei; es sei zu erwarten gewesen, dass bei einem
laufenden Rechtsstreit jedenfalls die Bezeichnung des
Rechtsstreits in der Vergütungsvereinbarung aufgeführt
worden wäre. Die Gebührenklage war damit wegen der
Unbestimmtheit des Vertragsgegenstands abgewiesen
worden.

Der BGH hat diese Entscheidung aufgehoben. Er hat
ausgeführt, dass auch bei einer formbedürftigen Verein-
barung der Vertragsinhalt durch Auslegung zu ermit-
teln ist. Bei der Auslegung sind auch Umstände zu be-
rücksichtigen, die nicht der erforderlichen Form entspre-
chen. Danach ist eine ausreichende Bestimmtheit einer
Vergütungsvereinbarung gegeben, wenn der Gegen-
stand des Auftrags im Wege der Auslegung nach den
allgemeinen Grundsätzen bestimmbar ist. Die Vergü-
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